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Öffnungszeiten des Landratsamtes Oberallgäu: 
Montag: 8.00–12.00 und 13.30–17.00 Uhr   Dienstag: 8.00–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag: 8.00–12.00 und 13.30–16.00 Uhr   Freitag: 8.00–12.30 Uhr

Erweiterte Öffnungszeiten des Bürgerservicebereiches (Telefon 08321/612-900) im Landratsamt: 
Montag 7.30–17.00 Uhr   Dienstag 7.30–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag 7.30–16.00 Uhr   Freitag 7.30–12.30 Uhr

Sprechstunde für Unternehmerinnen und Unternehmer zu finanziellen Fördermöglichkeiten: Donnerstag 9.00-12.00 Uhr, Terminvereinbarung unter Tel.: 08321 / 612-342

Nutzen Sie die Möglichkeit, auch außerhalb dieser Zeiten Termine zu vereinbaren.
Aktuelle Stellenausschreibungen finden Sie im Internet unter www.oberallgaeu.org/stellenangebote oder Tel. (08321) 612-211

Ärztlicher Notfalldienst

Notarzt, Rettungsdienst und Krankentransport sind bayernweit unter der 
Telefonnummer 112, auch aus Mobilfunknetzen zu erreichen. 

Am 25. und 26. September 2021 ist der ärztliche Bereitschaftsdienst 
(Notfalldienstarzt, Augenarzt, Hals-Nasen-Ohrenarzt und Frauenarzt) für 
das gesamte Oberallgäu, Kempten und den Altlandkreis Kempten unter 
der neuen Nummer 116117 zu erreichen.

Parallel dazu gilt aber weiterhin die alte bayerische Telefonnummer 
01805/191212.

Zahnärztlicher Notfalldienst 
im Altlandkreis Sonthofen

Der Notfallzahnarzt ist zu erreichen für den 18. und 19. September 2021 
unter Telefon 0 83 21 / 6 19 07 00. Notfallsprechstunden von 10.00 bis 12.00 
und von 18.00 bis 19.00 Uhr. Der Notfallzahnarzt für den Bereich Kemp-
ten ist in der Kemptener Ausgabe dieser Zeitung unter der Rubrik „was, 
wo, wer, wann“ aufgeführt.

Sonntags- und Nachtdienst der Apotheken

Bad Hindelang:
am 25. September 2021: Drei-Kugel-Apotheke, Hindelang,  
Gerberweg 6, Telefon 08324/328 

Sonthofen, Immenstadt, Blaichach:
am 26. September 2021: Apotheke Scharpf, Sonthofen, 
Berghofer Straße 26, Telefon 08321/66640

Oberstdorf, Fischen
am 25. September 2021: Apotheke im Färberhaus, Fischen, 
Hauptstraße 4, Telefon 08326/385740

Oberstaufen:
am 25. September 2021: St. Ulrich-Apotheke, Lindenberg,  
Hauptstraße 61, Telefon 08381/1452
am 26. September 2021: Post-Apotheke, Weiler-Simmerberg,  
Bahnhofstraße 9, Telefon 08387/8383 

Altusried, Betzigau, Buchenberg, Dietmannsried, Durach,  
Lauben, Sulzberg, Waltenhofen, Wiggensbach:
am 25. September 2021: Magnus-Apotheke, Buchenberg,  
Lindauer Straße 16, Telefon 08378/275 (18.00 bis 20.00 Uhr)

Diensthabende Apotheken in Kempten:
am 25. September 2021: Rottach-Apotheke im Cambomed, 
Rottachstraße 71 – 73, Telefon 0831/592020 
am 26. September 2021: Sonnen-Apotheke, 
Bahnhofstraße 17, Telefon 0831/22749 
 
Es wird gebeten, den Sonntagsdienst nur in dringenden Fällen  
in Anspruch zu nehmen!

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 13.09.2021, (Bpl.Nr. 
0752/21), den Anbau eines Balkones auf der Westseite, Heimenhofen-
straße 17 in Burgberg i. A., (Fl.Nr. 219), Gemarkung Burgberg i. Allgäu, 
bauaufsichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, und 
bei der Gemeinde Burgberg, Grüntenstraße 2, 87545 Burgberg, eingese-
hen werden.

Ferdinand Berger� 21-309

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu
Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 14.09.2021,  (Bpl.Nr. 
0898/21), den Umbau des Reihenhauses Höhenweg 23 in Durach, (Fl.Nr. 
118/25), Gemarkung Durach, bauaufsichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftfor-
mersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugel-
assen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen 
zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte 
der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.
vgh.bayern.de). 

gez.: Carolin Brandner

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, und 
bei der Gemeindeverwaltung Durach, Bahnhofstraße 1, 87471 Durach,  
eingesehen werden.

Carolin Brandner� 21-310

Bekanntmachung Landratsamt Oberallgäu

Kreislaufwirtschaftsgesetz; UVPG;
Antrag der Firma Lässer GbR auf Erteilung einer abfallrechtlichen Plan-
genehmigung zum Betrieb einer Erdaushubdeponie (Wiederverfüllung 
der Kiesgrube) auf den Grundstücken Flur-Nrn. 1765/2 (TF) und 1766/2 
(TF) Gemarkung Schrattenbach, Markt Dietmannsried

Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung

Die Firma Lässer GbR beantragte beim Landratsamt Oberallgäu die 
Erteilung einer abfallrechtlichen Plangenehmigung zur Errichtung und 
zum Betrieb einer Erdaushubdeponie (Wiederverfüllung der Kiesgrube 
mit Erdaushub des Zuordnungswertes Z 0) auf den Grundstücken Flur-Nr. 
1765/2 (TF) und 1766/2 (TF) Gemarkung Schrattenbach, Markt Diet-
mannsried. Das Verfüllvolumen beträgt ca. 241.250 m³. Das Landratsamt 
Oberallgäu führt für dieses Vorhaben ein Plangenehmigungsverfahren 
gem. § 35 Abs. 3 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes -KrWG- durch. 

Gemäß §§ 5 Abs. 1 Satz 1 und 7 i.V.m. Anlage 1 Nr. 12.3 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG - war im Rahmen einer 
allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls festzustellen, ob die Verpflichtung 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

Die überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPV 
aufgeführten Kriterien hat ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung nicht erforderlich ist, da das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG zu berück-
sichtigen wären. Gewässerbeeinträchtigungen sind mit der beantragten 
Ablagerung von unbelastetem Bodenaushubmaterial nicht zu besorgen. 
Durch das Vorhaben sind keine Schutzgebiete, Biotopflächen oder son-
stige naturschutzfachlich wertvollen Flächen betroffen. Auch die Auswir-
kungen auf Natur und Landschaft sind gering, da es sich um eine intensiv 
bewirtschaftete Fläche handelt, die mit Fortschritt der Auffüllung rekulti-
viert wird. Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen und 
die biologische Vielfalt sind nicht zu befürchten. Beeinträchtigungen der 
Nachbarschaft durch Lärm aufgrund des Deponiebetriebs sind aufgrund 
der Lage im Außenbereich nicht zu erwarten. 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß § 5 Abs. 3 
Satz 1 UVPG nicht selbstständig anfechtbar ist. 

gez. Evelyn Stadler,  
Az.: SG 22.1-176/4.1-99.1 Sta� 22.1 - 314

Bekanntmachung Landratsamt Oberallgäu

Kreislaufwirtschaftsgesetz; UVPG;
Antrag der Gemeinde Betzigau auf Erteilung einer abfallrechtlichen 
Plangenehmigung zum Betrieb der Erdaushubdeponie auf den Grundstü-
cken Flur-Nrn. 687 (TF) und 688 (TF) Gemarkung Betzigau, Gemeinde 
Betzigau

Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung

Die Gemeinde Betzigau, vertreten durch Herrn Bürgermeister Helfrich, 
beantragte beim Landratsamt Oberallgäu die Genehmigung zur Errich-
tung und zum Betrieb einer Deponie für unbelasteten Erdaushub des 
Zuordnungswertes Z 0 auf den Grundstücken Flur-Nrn. 687 (TF) und 
688 (TF), Gemarkung Betzigau, Gemeinde Betzigau. Das Verfüllvolumen 
beträgt ca. 7.500 m³. Das Landratsamt Oberallgäu führt für dieses Vorha-
ben ein Plangenehmigungsverfahren gem. § 35 Abs. 3 des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes -KrWG- durch. 

Gemäß §§ 5 Abs. 1 Satz 1 und 7 i.V.m. Anlage 1 Nr. 12.3 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung – UVPG - war im Rahmen einer 
allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls festzustellen, ob die Verpflichtung 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

Die überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 
UVPV aufgeführten Kriterien hat ergeben, dass eine Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht erforderlich ist, da das Vorhaben keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 
UVPG zu berücksichtigen wären. Gewässerbeeinträchtigungen sind mit 
der beantragten Ablagerung von unbelastetem Bodenaushubmaterial nicht 
zu besorgen. Durch das Vorhaben sind keine Schutzgebiete, Biotopflächen 
oder sonstige naturschutzfachlich wertvollen Flächen betroffen. Auch die 
Auswirkungen auf Natur und Landschaft sind gering, da es sich um eine 
intensiv bewirtschaftete Fläche handelt, die mit Fortschritt der Auffüllung 
rekultiviert wird. Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf Tiere, Pflan-
zen und die biologische Vielfalt sind nicht zu befürchten. Beeinträchti-
gungen der Nachbarschaft durch Lärm aufgrund des Deponiebetriebs sind 
aufgrund der Lage im Außenbereich nicht zu erwarten. 

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß § 5 Abs. 3 
Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar ist. 

gez.: Evelyn Stadler 
Az.: SG 22.1-176/4.1-109.1 Sta� 22.1 - 315

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftfor-
mersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugel-
assen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen 
zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte 
der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.
vgh.bayern.de). 

gez.: Stefan Imhof

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, und 
bei der Gemeinde Burgberg i. Allgäu, 87545 Burgberg i. Allgäu, Grünten-
straße 2 eingesehen werden.

Stefan Imhof � 21-308

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 14.09.2021, (Bpl.
Nr. 0927/21), einen Aufbau Dachgaube und Anbau Balkon, Am Priel 8 
in Burgberg i. A., (Fl.Nr. 846/2), Gemarkung Burgberg i.Allgäu, bauauf-
sichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftfor-
mersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugel-
assen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen 
zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte 
der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.
vgh.bayern.de). 

gez.: Ferdinand Berger
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BEKANNTMACHUNG 
über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis  

und die Erteilung von Eintragungsscheinen  
für das Volksbegehren auf Abberufung des Landtags 

(Eintragungsfrist vom 14. bis 27. Oktober 2021)

1. �Das Wählerverzeichnis für das Volksbegehren auf Abberufung des 
Landtags für die Gemeinde Stadt Immenstadt i. Allgäu wird am 
Freitag, 24.09., Montag, 27.09. und Dienstag, 28.09.2021 während 
der Dienststunden

im Verwaltungsgebäude Kirchplatz 7, 87509 Immenstadt i.Allgäu, 
Wahlamt, Zimmer-Nr. 111 (barrierefreier Zugang)

für Stimmberechtigte zur Einsicht bereit gehalten. Stimmberechtigte 
können die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu ihrer Person im Wäh-
lerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Die Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetra-
genen Personen können Stimmberechtigte nur überprüfen, wenn Tatsa-
chen glaubhaft gemacht werden, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht zur 
Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Stimmberechtigten, 
für die im Melderegister eine Auskunftssperre nach dem Meldegesetz 
eingetragen ist.

2. �Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt; die 
Einsicht ist durch ein Datensichtgerät möglich.

3. �Zur Eintragung in die Eintragungsliste für das Volksbegehren ist 
nur zugelassen, wer

a) in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder
b) einen Eintragungsschein hat

und stimmberechtigt ist. 

Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann 
von Freitag, 24.09. bis spätestens Dienstag, 28.09.2021 schriftlich 
Einspruch einlegen. 

Am Freitag, 24.09., Montag, 27.09. und Dienstag, 28.09.2021 kann der 
Einspruch auch durch Erklärung zur Niederschrift im/in 

im Verwaltungsgebäude Kirchplatz 7, 87509 Immenstadt i.Allgäu, 
Wahlamt, Zimmer-Nr. 111 (barrierefreier Zugang)

 eingelegt werden.

4. �Wer einen Eintragungsschein hat, kann sich in die Eintragungs-
liste eines beliebigen Eintragungsraums in Bayern eintragen. 
Darüber hinaus können Stimmberechtigte, die während der gesam-
ten Eintragungszeit wegen Krankheit oder körperlicher Behinde-
rung nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der 
Lage sind, einen Eintragungsraum aufzusuchen, gern. Art. 69 
Abs. 3 Satz 3 LWG auf dem Eintragungsschein eine Hilfsperson 
mit der Eintragung beauftragen. Das Vorliegen dieser Vorausset-
zungen ist auf dem Eintragungsschein eidesstattlich zu versichern. 
 
Briefliche Eintragung (Briefwahl) ist nicht möglich.

5. �Einen Eintragungsschein erhält auf Antrag, wer
5.1 in das Wählerverzeichnis eingetragen und stimmberechtigt ist,  
5.2 nicht in das Wählerverzeichnis eingetragen, aber stimmberechtigt 
ist und
a) �nachweist, dass er ohne Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in 

das Wählerverzeichnis nach § 76 Abs. 1 i. V. m. § 15 Abs. 1 Landes-
wahlordnung (bis zum 23. September 2021) oder die Einspruchsfrist 
gegen das Wählerverzeichnis nach§ 76 Abs. 1 i. V. m. § 19 Abs. 1 Lan-
deswahlordnung (bis zum 28. September 2021) versäumt hat,

b) �dessen Stimmrecht erst nach Ablauf der Fristen nach§ 76 Abs. 1 i. V. 
m. § 15 Abs. 1 oder§ 19 Abs. 1 Landeswahlordnung entstanden ist,

c) �dessen Stimmrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden ist und 
die Gemeinde von der Feststellung erst nach Abschluss des Wählerver-
zeichnisses erfahren hat.

6. �Der Eintragungsschein kann bis zum Ende der Eintragungsfrist, 
27.10.2021, 18 Uhr1 im

Verwaltungsgebäude Kirchplatz 7, 87509 Immenstadt i.Allgäu, 
Wahlamt, Zimmer-Nr. 111 (barrierefreier Zugang) 

schriftlich, elektronisch (z.B. auch per Telefax, E-Mail) oder mündlich 
(nicht aber telefonisch) beantragt werden. 
Stimmberechtigte mit Behinderungen können sich bei der Antragstellung 
der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss durch Vorlage einer 
schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er dazu berechtigt ist.

7. �Der Eintragungsschein wird übersandt oder amtlich überbracht. Versi-
chert eine stimmberechtigte Person glaubhaft, dass ihr der beantragte 
Eintragungsschein nicht zugegangen ist, kann ihr bis zum Ende der 
Eintragungsfrist (27.10.2021, 18 Uhr2) ein neuer Eintragungsschein 
erteilt werden.

8. �Der Eintragungsschein kann auch durch die stimmberechtigte Person 
persönlich abgeholt werden. An andere Personen kann der Eintra-
gungsschein nur ausgehändigt werden, wenn die Berechtigung zur 
Empfangnahme durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht und 

einen amtlichen Ausweis nachgewiesen wird und die bevollmächtigte 
Person nicht mehr als vier Stimmberechtigte vertritt; dies hat sie der 
Gemeinde vor dem Empfang der Unterlagen schriftlich zu versichern.

1 Hier ist das Ende der von der Gemeinde/VGem nach § 79 Abs. 2 LWO 
für den letzten Eintragungstag bestimmten Eintragungszeit anzugeben.

gez.: Nico Sentner, Erster Bürgermeister� 51-312

BEKANNTMACHUNG  
über die Eintragung für das Volksbegehren  

auf Abberufung des Landtags 
(Eintragungsfrist vom 14. bis 27. Oktober 2021)

1. Die Gemeinde bildet einen Eintragungsbezirk 1).

Es bestehen folgende Eintragungsmöglichkeiten:

Eintragungsbezirk Eintragungsraum

Nr. Abgren-
zung 1) 

Bezeich-
nung und 
qenaue 

Anschrift

Öffnungszeiten barier-
refrei-
heit

1  Stadt 
Immenstadt 

i. Allgäu

Infostelle 
im Ver-

waltungs-
gebäude 

Kirchplatz 
7  

87509 
Immenstadt 

i.Allgäu

Mo., Mi., Do. & Fr.  
8 –12 Uhr;  

Di. 7 Uhr – 12 Uhr; 
Mo., Di., Do.  
13 – 16 Uhr;  

Mi. 13 – 18 Uhr; 
außerdem:  

Sa., 16.10.2021  
9:30 – 11:30 Uhr und  

Mi., 20.10.2021  
bis 20 Uhr

ja

2. �Jeder/Jede Stimmberechtigte kann sich nur in einem Eintragungsraum 
des Eintragungsbezirks eintragen, in dessen Wählerverzeichnis er/sie 
geführt wird 1). Die Stimmberechtigten haben ihren Personalausweis 
oder Reisepass zur Eintragung mitzubringen.

3. �Stimmberechtigte, die einen Eintragungsschein besitzen, können sich 
unter Vorlage ihres Personalausweises oder Reisepasses in die Ein-
tragungsliste eines beliebigen Eintragungsraums in Bayern eintragen.

4. �Jeder/Jede Stimmberechtigte kann sein/ihr Stimmrecht nur einmal und 
nur persönlich ausüben. Stellvertretung ist unzulässig; es besteht keine 
Möglichkeit, die Eintragung brieflich zu erklären. Die Eintragung kann 
nicht zurückgenommen werden.

5. �Wer sich unbefugt einträgt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis des 
Volksbegehrens herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft; der 
Versuch ist strafbar(§ 107a Abs. 1 und 3 in Verbindung mit§ 108d des 
Strafgesetzbuchs).

6. �Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, für 
Sport und Integration nach Art. 84 i. V.m. Art. 65 LWG, veröffentlicht 
im Staatsanzeiger Nr. 30 vom 30. Juli 2021:

Zulassung eines Volksbegehrens auf  
Abberufung des Landtags 

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
des Innern, für Sport und Integration  

vom 27. Juli 2021 Nr. A1-1365-1-20 

I. 
Am 24. Juni 2021 wurde beim Bayerischen Staatsministerium des Innern, 
für Sport und Integration die Zulassung eines Volksbegehrens auf Abbe-
rufung des Landtags beantragt. 
Das Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration hat dem 
Zulassungsantrag stattgegeben und macht den Gegenstand des Volksbe-
gehrens nach Art. 84 in Verbindung mit Art. 65 Abs. 1 und 2 des Landes
wahlgesetzes (LWG), § 88 Abs. 1 Nr. 1 der Landeswahlordnung (LWO) 
bekannt: 

II. 
Volksbegehren auf Abberufung des Landtags 

„Die unterzeichneten Stimmberechtigten begehren gemäß Art. 83 des 
Landeswahlgesetzes die Abberufung des Bayerischen Landtags.“ 

III. 
Die Eintragungsfrist beginnt am Donnerstag, dem 14. Oktober 
2021, und endet am Mittwoch, dem 27. Oktober 2021 (Art. 65 Abs. 
1, 3 Sätze 1 und 2 LWG). Während dieser Zeit halten die Gemeinden 
Eintragungslisten zum Eintrag der Unterzeichnungserklärungen bereit; 
die Antragsteller des Volksbegehrens haben die Eintragungslisten den 
Landratsämtern und kreisfreien Gemeinden bis spätestens 29. Septem-
ber 2021 zuzuleiten (Art. 68 LWG, § 78 LWO). Die Gemeinden machen 
nach Empfang der Eintragungslisten bekannt, wann und wo Eintragungen 
für das Volksbegehren geleistet werden können (§ 79 Abs. 1 LWO). Die 
Eintragungslisten für das Volksbegehren werden in allen Gemeinden 
Bayerns aufgelegt.
Als Beauftragter des Volksbegehrens wurde Herr Joachim Layer 

Die allgemeinen Öffnungszeiten sind:
Montag, Dienstag und Donnerstag von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 
14.00 bis 16.00Uhr, Mittwoch von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 
bis 18.00 Uhr, Freitag von 08.00 bis 12.00 Uhr. 
(Beachten Sie bitte, dass das Rathaus während gesetzlicher Feiertage 
geschlossen ist.) 

Bei Einsichtnahme im Bauamt bitten wir folgendes zu beachten: Beim 
Betreten des Bauamtes und während des Aufenthaltes muss jederzeit 
ein Mund-Nase-Schutz getragen werden. Auf das Einhalten eines Min-
destabstands von 1,50 m zu anderen Personen, die Einsicht nehmen, ist 
zu achten.
Ergänzend zur öffentlichen Auslegung kann der Entwurf mit Begründung 
in der Fassung vom 27.08.2021 unter folgender Adresse im Internet 
eingesehen werden:
https://www.stadt-immenstadt.de/wirtschaft-bauen-umwelt/bauen-pla-
nen/oeffentlichkeits-und-behoerdenbeteiligungen/

oder 
https://geoportal.bayern.de/bauleitplanungsportal

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB wird von einer Umweltprüfung gem. § 
2 Abs. 4 BauGB und einem Umweltbericht gem. § 2a Nr. 2 BauGB sowie 
der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezo-
gener Informationen verfügbar sind, sowie von einer zusammenfassenden 
Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB abgesehen. 
Eine Umweltverträglichkeits-Prüfung im Sinne des Gesetzes zur Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) ist nicht erforderlich. 
Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich oder 
mündlich abgegeben werden. Stellungnahmen, die nicht rechtzeitig 
abgegeben worden sind, können gem. § 3 Abs. 2 BauGB bzw. § 4a Abs. 
6 BauGB bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 
bleiben. 

Immenstadt i. Allgäu, den 16.09.2021

STADT IMMENSTADT I. ALLGÄU 

gez. Nico Sentner, Erster Bürgermeister � 51-311

Sonthofen, den 21. September 2021
gez.: Indra Baier-Müller, Landrätin

(Anschrift: Starzell 29, 84432 Hohenpolding; Tel. 08084/5031266; 
E-Mail:j.layer@t-online.de), als sein Stellvertreter Herr Karl Hilz 
(Anschrift: Zeitlerstr. 3, 80995 München; Tel. 089/1402591; E-Mail: karl.
hilz@hilz-muenchen.de) benannt (Art. 63 Abs. 2 Satz 1 LWG). 

gez.: Nico Sentner, Erster Bürgermeister � 51-313

Bekanntmachung der Stadt Immenstadt i. Allgäu

Bekanntmachung zur öffentlichen Auslegung zur 1. Änderung  
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Hotel Bühl-Mitte“

Der Bauausschuss der Stadt Immenstadt i. Allgäu hat in seiner öffentli-
chen Sitzung am 14.09.2021 den Entwurf zur 1. Änderung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes „Hotel Bühl-Mitte“ mit Begründung in der 
Fassung vom 27.08.2021 gebilligt und für die öffentliche Auslegung gem. 
§ 3 Abs. 2 BauGB bestimmt. Gemäß § 13a BauGB wird die 1. Änderung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Hotel Bühl-Mitte“ im sog. 
beschleunigten Verfahren aufgestellt. Das Plangebiet liegt in zentraler 
Lage im Ortsteil Bühl am Alpsee und umfasst die Grundstücke mit den 
Fl.-Nrn. 1352 und 1352/1 der Gemarkung Bühl am Alpsee. Der räumliche 
Geltungsbereich ist im abgebildeten Lageplan dargestellt.
Die Stadt Immenstadt i. Allgäu hat den vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan „Hotel Bühl-Mitte“ (Fassung vom 07.04.2020; rechtsverbindlich seit 
14.07.2020) aufgestellt, um einem ortsansässigen Immobilienunterneh-
men die Realisierung eines Hotel-Neubaus bestehend aus zwei Hotelge-
bäuden zu ermöglichen. Um die städtebauliche Entwicklung in diesem 
touristisch stark genutzten und ortsbildprägenden Bereich des Stadtteils 
„Bühl“ detailgenau steuern zu können und gleichzeitig die konkreten 
Erfordernisse des Vorhabens zu berücksichtigen, wurde ein vorhabenbe-
zogener Bebauungsplan zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraus-
setzungen gewählt. Diesem vorhabenbezogenen Bebauungsplan liegt der 
Vorhaben- und Erschließungsplan zugrunde, der durch dessen Satzung in 
Teilen verbindlich wurde. Im Zuge späterer Entwicklungen nach der Auf-
stellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes hat sich das geplante 
Vorhaben stark verändert. Zwar ist nach wie vor die Errichtung von zwei 
Hotelgebäuden vorgesehen, die bauliche Ausführung, Gebäudegestalt und 
Anordnung der Gebäude auf dem Grundstück weicht jedoch größtenteils 
von der ursprünglichen Planung ab, sodass eine Änderung des rechtsver-
bindlichen vorhabenbezogenen Bebauungsplanes erforderlich ist.
Der Entwurf mit Begründung in der Fassung vom 27.08.2021 liegt in der 
Zeit vom 29.09.2021 bis 29.10.2021 im Bauamt der Stadt Immenstadt i. 
Allgäu Kirchplatz 7, 87509 Immenstadt i. Allgäu, Zimmer 313 während 
der allgemeinen Öffnungszeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 


